
Vorbemerkungen: 

 
Am kaufmännischen Berufskolleg des Rhein-Sieg-Kreises in Bonn-Duisdorf ist der Bildungsgang Höhere 
Handelsschule zur Zeit fünfzügig eingerichtet. Die Schülerinnen und Schüler schließen die zweijährige 
schulische Ausbildung mit dem Erwerb der Fachhochschulreife ab. Sie sind damit berechtigt, ein 
Fachhochschulstudium (z.B. Betriebswirtschaftslehre an der Hochschule Bonn/Rhein-Sieg) zu beginnen. 
Alternativ haben Absolventinnen und Absolventen gute Chancen eine Ausbildung in einer 
kaufmännischen Sparte zu beginnen (z.B. Steuerfachangestellte/r, Industrie- oder Bankkaufmann bzw. -
kauffrau). 
 
 
Erläuterungen: 

 
Auf Grund der für das Schuljahr 2013/2014 gestiegenen Nachfrage im Bildungsgang Höhere 
Handelsschule schlägt die Schulleitung des Berufskollegs des Rhein-Sieg-Kreises in Bonn-Duisdorf vor, 
eine zusätzliche Eingangsklasse zu bilden. Gleichzeitig soll der leicht zurückgehenden Nachfrage im 
Bereich der einjährigen Handelsschule Rechnung getragen werden und die aktuell vierzügige einjährige 
Handelsschule um eine Eingangsklasse reduziert werden (auf Dreizügigkeit). Bei Umsetzung der 
Vorschläge würde sich die Eingangsklassenzahl nicht ändern. 
 
Gemäß § 81 Abs. 2 und 3 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (SchulG NRW) bedürfen 
Änderungen der Bildungsgänge eines Beschlusses des Schulträgers und der Genehmigung der oberen 
Schulaufsichtsbehörde. 
Die beabsichtigten Änderungen wurden im Vorfeld mit dem zuständigen Dezernenten der Schulaufsicht 
bei der Bezirksregierung Köln abgestimmt. 
 
Der Ausschuss für Schule und Bildungskoordinierung hat in seiner Sitzung am 08.03.2013 die geplanten 
Änderungen der Bildungsgänge Höhere Handelschule und einjährige Handelsschule am Berufskolleg des 
Rhein-Sieg-Kreises in Bonn-Duisdorf einvernehmlich zustimmend zur Kenntnis genommen. Eine formale 
Beschlussempfehlung des Fachausschusses konnte wegen der extrem kurzfristig vorgetragenen Planung 
der Bildungsgangänderung nicht erfolgen. Eine Beschlussfassung in der nächsten Sitzung (23.05.13) 
würde das Antragsverfahren verzögern. 
 
 
 
 
 
 
 
(Landrat) 


